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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sozialhilfe

Nach den von der Städteinitiatve „Ja zur sozialen Sicherung“ vorgestellten Daten ging
die Zahl der Sozialhilfebezüger 2001 leicht zurück, am stärksten in Basel (-15,8%),
Schaffhausen (-7,7%) und Bern (-7,2%), während sie in Sankt Gallen und Winterthur
praktisch stabil blieb. Im Durchschnitt erhielten 5% der Einwohner der grossen
Schweizer Städte Sozialhilfe. Einmal mehr zeigte sich, dass Kinder das Armutsrisiko
enorm beeinflussen: 22,4% aller unterstützter Haushalte waren Einelternfamilien,
weitere 13% Familien mit mehreren Kindern. Jedes zehnte Kind lebte in einer Familie,
die als arm bezeichnet werden muss. Die Städteinitiative verlangte deshalb erneut
rasche Massnahmen zu Gunsten der Familien: Ausdehnung des EL-Systems auf
Familien, substantielle Erhöhung der Kinderzulagen, Ausbau der ausserhäuslichen
Kinderbetreuung und verstärkte Integration der Jugendlichen aus finanzschwachen
Familien in den Arbeitsmarkt. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.06.2002
MARIANNE BENTELI

1) Presse vom 7.5. und 19.6.02. Armut ist weltweit in erster Linie ein Problem der Städte. In Genf wurde deshalb im April der
Sitz des „internationalen Solidaritätsfonds der Städte gegen Armut“ eröffnet. Der von Genf, Lyon (Frankreich) und Bamako
(Mali) intiierte Fonds will die Zusammenarbeit zwischen den Städten verbessern, um so eine gezielte Armutsbekämpfung zu
ermöglichen (AZ, 12.4.02).
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